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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Beitragsfestsetzung

Verlustvortrag
Leitsätze Der steuerrechtliche Verlustvortrag nach 

§ 10d Abs. 2 EStG, der den Abzug nicht
ausgeglichener negativer Einkünfte des
Entstehungsjahres durch Verlustvortrag in
die folgenden Veranlagungszeitraum
ermöglicht und damit in begrenztem
Umfang das Prinzip der
Abschnittsbesteuerung durchbricht und
einen Ausgleich mit dem Grundsatz der
Besteuerung nach der wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit schafft, gehört nicht zu
den beitragsrechtlich maßgeblichen
„allgemeinen
Gewinnermittlungsvorschriften“ im Sinne
von § 15 Abs. 1 Satz 1 SGB IV.

Diese Norm zählt nach Gesetzeswortlaut
des EStG nicht zu den allgemeinen
Gewinnermittlungsvorschriften des
Einkommenssteuerrechts. Lediglich
Abzüge, die auf der Ebene der Ermittlung
der Einkünfte vorgenommen werden, sind
innerhalb der allgemeinen
Gewinnermittlungsvorschriften des
Einkommenssteuerrechts zu
berücksichtigen. Der
abschnittsübergreifende Verlustabzug
nach § 10d EStG (Verlustrücktrag,
Verlustvortrag) zählt nicht zu den
allgemeinen
Gewinnermittlungsvorschriften des
Einkommensteuerrechts und ist daher bei
der Feststellung des Arbeitseinkommens
nicht zu berücksichtigen.
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Die beitragsrechtliche Unzulässigkeit des
Verlustvortrags verletzt auch kein
höherrangiges Verfassungsrecht. Zwar
führt die Unzulässigkeit des
Verlustvortrags zu einer höheren
Beitragsbelastung, daraus ergibt sich
jedoch im Ergebnis kein Verlust einer vom
Eigentumsrecht nach Art. 14 GG
geschützten Rechtsposition. Der
Ausschluss des abschnittsübergreifenden
Verlustausgleichs durch das Abstellen auf
die nach den allgemeinen
Gewinnermittlungsvorschriften des EStG
ermittelten positiven Einkünfte des
letzten Kalenderjahres aus selbständiger
Erwerbstätigkeit (§ 18b Abs. 2 Satz 1, § 15
Abs. 1 Satz 1 SGB IV) verletzt kein
Verfassungsrecht, insbesondere liege
auch kein Verstoß gegen den
Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG) vor.

Normenkette EStG § 10d Abs. 2
GG Art. 14 Abs. 1
GG Art. 3 Abs. 1
SGB V § 15 Abs. 1

1. Instanz

Aktenzeichen S 7 KR 136/21
Datum 09.06.2021

2. Instanz

Aktenzeichen L 5 KR 340/21
Datum 20.02.2024

3. Instanz

Datum -

Â 

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
MÃ¼nchen vom 09.06.2021 wird zurÃ¼ckgewiesen.

II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

III. Die Revision wird nicht zugelassen.

T a t b e s t a n d :

                               2 / 7

https://dejure.org/gesetze/GG/14.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/18b.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/15.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/15.html
https://dejure.org/gesetze/GG/3.html
https://dejure.org/gesetze/EStG/10d.html
https://dejure.org/gesetze/GG/14.html
https://dejure.org/gesetze/GG/3.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/15.html


 

Die Beteiligten des Berufungsverfahrens streiten um die BerÃ¼cksichtigung von
Verlusten aus einem Gewerbebetrieb aus dem Jahr 2018 im Rahmen der
endgÃ¼ltigen Beitragsfestsetzung zur Kranken- und Pflegeversicherung fÃ¼r das
Jahr 2019.

Der KlÃ¤ger ist selbstÃ¤ndig und seit 31.07.2018 als freiwilliges Mitglied bei der
Beklagten versichert.

1.
Mit E-Mail vom 05.10.2020 Ã¼bermittelte der KlÃ¤ger der Beklagten den
Einkommensteuerbescheid fÃ¼r 2019 vom 29.05.2020. Darin wurden u. a. folgende
EinkÃ¼nfte ausgewiesen: 13.800 Euro aus Gewerbebetrieb, 37.233 Euro aus
nichtselbstÃ¤ndiger Arbeit, -6.168 Euro aus Vermietung und Verpachtung sowie
2.629 Euro aus KapitalertrÃ¤gen. Der KlÃ¤ger wies darauf hin, dass sich die
EinkÃ¼nfte aus Gewerbebetrieb im Wesentlichen aus einer Erstattung der
Umsatzsteuer ergÃ¤ben. Es wÃ¼rden damit RÃ¼ckzahlungen des Finanzamts
verbeitragt, die keinen Gewinn darstellten. 2018 habe er 14.294,17 Euro an
Vorsteuer an das Finanzamt abgefÃ¼hrt, was zu einem Verlust von 19.762,12 Euro
beigetragen habe. Mittels des vertikalen Verlustausgleichs habe sich seine
Steuerlast 2018 entsprechend vermindert. Bei der Beitragsbemessung sei dieser
Verlust weder fÃ¼r 2018 berÃ¼cksichtigt noch ein Verlustvortrag vorgenommen
worden.

Mit Bescheid vom 16.10.2020 setzte die Beklagte die BeitrÃ¤ge zur Kranken- und
Pflegeversicherung fÃ¼r den Zeitraum vom 01.01.2019 bis 31.12.2019 endgÃ¼ltig
in HÃ¶he von insgesamt 844,81 Euro monatlich fest.

In dem mit E-Mail vom 17.10.2020 erhobenen Widerspruch fÃ¼hrte der KlÃ¤ger zur
BegrÃ¼ndung u.a. aus, dass der steuerlich ausgewiesene Gewinn eine
RÃ¼ckzahlung von zuvor gezahlten Umsatzsteuern sei, so dass keine
VermÃ¶gensmehrung eingetreten sei.

Mit (Teilabhilfe-)Bescheid vom 27.10.2020 berechnete die Beklagte die BeitrÃ¤ge
zur Kranken- und Pflegeversicherung fÃ¼r den Zeitraum vom 01.01.2019 bis
31.12.2019 neu und setzte sie endgÃ¼ltig in HÃ¶he von insgesamt 635,18 Euro
monatlich fest.

Mit Schreiben vom 09.11.2020 erhob der KlÃ¤ger Widerspruch gegen den Bescheid
vom 27.10.2020. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte er im Wesentlichen aus, dass er durch
Investitionen in eine Photovoltaik-Anlage und Zahlung der Vorsteuer 2018 einen
steuerlichen Verlust von 19.762,12 Euro erzielt habe, der steuerlich im Rahmen des
vertikalen Verlustausgleichs berÃ¼cksichtigt worden sei. 2019 habe er einen
steuerlichen Gewinn von 14.154,18 Euro erzielt, der sich im Wesentlichen aus der
Erstattung der Vorsteuer ergebe. FÃ¼r die Finanzierung der Vorsteuer sei eine
Kapitalleistung aus einer betrieblichen Altersvorsorge verwendet worden. WÃ¤re die
Zahlung der Vorsteuer bereits im September erfolgt, hÃ¤tte die RÃ¼ckzahlung noch
im selben Jahr erfolgen kÃ¶nnen, so dass kein so hoher Verlust entstanden wÃ¤re.
Es habe sich also nicht um eine besonders ertragreiche Investition gehandelt,
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sondern um eine RÃ¼ckerstattung von im Vormonat geleisteter Vorsteuer. Um eine
gerechte Behandlung aller freiwillig Versicherten zu garantieren, sei es notwendig,
die bei der Beitragsbemessung wegen des Verbots des vertikalen Verlustausgleichs
nicht berÃ¼cksichtigten Verluste in den Folgejahren zu berÃ¼cksichtigen. Auch das
LSG Baden-WÃ¼rttemberg habe im Urteil vom 09.04.2019 (L 11 KR 2679/18) einen
Verlustvortrag bei KapitaleinkÃ¼nften anerkannt. Da der Verlustvortrag fÃ¼r
KapitaleinkÃ¼nfte anerkannt sei, sei es nach dem Grundsatz der
Beitragsgerechtigkeit zwingend geboten, bei der Ermittlung des Einkommens eine
Verrechnung der Verluste mit Gewinnen in den Folgejahren innerhalb der jeweiligen
Einkommensarten vorzunehmen.

Mit Widerspruchsbescheid vom 26.01.2021 wies die Beklagte den Widerspruch
zurÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie u.a. aus, dass â�� anders als im
Steuerrecht â�� bei der Beitragsbemessung der freiwillig Versicherten der
gesetzlichen Krankenversicherung ein vertikaler Verlustausgleich zwischen den
verschiedenen Einkommensarten nicht mÃ¶glich sei. Bei den negativen
EinkÃ¼nften aus Vermietung und Verpachtung und den positiven EinkÃ¼nften aus
Gewerbebetrieb und den EinkÃ¼nften aus KapitalertrÃ¤gen handele es sich jeweils
um verschiedene Einkunftsarten. Eine Verrechnung zwischen den EinkÃ¼nften, das
heiÃ�t ein vertikaler Verlustausgleich, sei nicht mÃ¶glich. Es sei auch nicht
mÃ¶glich, bei der Beitragsbemessung in der freiwilligen Versicherung negative
EinkÃ¼nfte einer Einkommensart in frÃ¼heren oder spÃ¤teren
BeitragszeitrÃ¤umen mit mÃ¶glichen positiven EinkÃ¼nften in dieser
Einkommensart zu verrechnen. Die BeitrÃ¤ge wÃ¼rden vielmehr nach dem
Einkommensteuerbescheid fÃ¼r das jeweilige Kalenderjahr festgesetzt.

2.
Mit Schreiben vom 03.02.2021 hat der KlÃ¤ger zum Sozialgericht MÃ¼nchen (SG)
Klage erhoben und sich gegen die endgÃ¼ltige Beitragsfestsetzung zur Kranken-
und Pflegeversicherung fÃ¼r das Jahr 2019 gewandt und die BerÃ¼cksichtigung
von Verlusten aus Gewerbebetrieb aus dem Jahr 2018 verlangt.

Zur BegrÃ¼ndung hat der KlÃ¤ger vorgetragen, dass eine Verrechnung von
Verlusten einer Einkommensart mit Gewinnen aus den Folgejahren steuerlich
anerkannt sei. Folglich mÃ¼sse dies auch beitragsrechtlich mÃ¶glich sein. Genau
wie bei den KapitaleinkÃ¼nften durch das Steuerrecht vorgegeben wÃ¤re es
mÃ¶glich, eine einkommensartspezifische Verrechnung der Verluste vorzunehmen.
Danach mÃ¼ssten fÃ¼r die Ermittlung der BeitrÃ¤ge fÃ¼r das Jahr 2019 die
Verluste aus dem Gewerbebetrieb aus dem Jahr 2018 in HÃ¶he von 19.762,12 Euro
mit den Gewinnen aus dem Gewerbebetrieb aus dem Jahr 2019 in HÃ¶he von
14.154,18 Euro verrechnet werden. Nur durch die Tatsache, dass Zahlung und
Erstattung zufÃ¤llig in zwei unterschiedlichen Steuerjahren erfolgten, sei einmal ein
steuerlicher Verlust und einmal ein steuerlicher Gewinn entstanden. Wenngleich es
im Beitragsrecht keinen vertikalen Verlustausgleich gebe, sei ein horizontaler
Verlustausgleich nicht ausgeschlossen. Wie im Steuerrecht mÃ¼ssten Verluste â��
wenigstens einkommensartenspezifisch â�� fÃ¼r die Beitragsermittlung
vorgetragen werden kÃ¶nnen. Anders als im Beitragsrecht erfolge steuerlich keine
Enteignung der Verluste. SchlieÃ�lich dÃ¼rften gemÃ¤Ã� Art. 14 GG Enteignungen
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nur auf gesetzlicher Grundlage erfolgen (Schriftsatz vom 12.04.2021).

In ihrer Erwiderung vom 02.03.2021 hat die Beklagte auf ihren
Widerspruchsbescheid vom 26.01.2021 Bezug genommen.

Nach AnhÃ¶rung der Beteiligten im Termin zur ErÃ¶rterung der Sach- und
Rechtslage am 19.05.2021 hat das SG die Klage mit Gerichtsbescheid vom
09.06.2021 abgewiesen. Der Bescheid vom 27.10.2020 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 26.01.2021 sei rechtmÃ¤Ã�ig und verletze den
KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten. Die endgÃ¼ltige Beitragsfestsetzung fÃ¼r das Jahr
2019 sei rechtmÃ¤Ã�ig. Der steuerrechtliche Verlustvortrag gemÃ¤Ã�
Â§ 10d Abs. 2 Einkommensteuergesetz (EStG) aus dem Jahr 2018 sei bei der
Festsetzung des Krankenversicherungsbeitrags â�� beitragsrechtlich â�� nicht zu
berÃ¼cksichtigen. Nach Auffassung des Gerichts kÃ¶nne ein Verlustvortrag
entsprechend Â§ 10d Abs. 2 EStG nicht erfolgen, weil weder der Gesetzgeber noch
der Spitzenverband Bund der Krankenkassen â�� bezÃ¼glich der
BeitragsgrundsÃ¤tze Selbstzahler â�� die Voraussetzungen hierfÃ¼r geschaffen
hÃ¤tten.

* Der steuerrechtliche Verlustvortrag nach Â§ 10d Abs. 2 EStG, der den Abzug nicht
ausgeglichener negativer EinkÃ¼nfte des Entstehungsjahres durch Verlustvortrag in
die folgenden Veranlagungszeitraum ermÃ¶gliche und damit in begrenztem Umfang
das Prinzip der Abschnittsbesteuerung durchbreche und einen Ausgleich mit dem
Grundsatz der Besteuerung nach der wirtschaftlichen LeistungsfÃ¤higkeit schaffe,
gehÃ¶re nicht zu den beitragsrechtlich maÃ�geblichen â��allgemeinen
Gewinnermittlungsvorschriftenâ�� im Sinne von Â§ 15 Abs. 1 Satz 1 Viertes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB IV). Diese Norm zÃ¤hle nach Gesetzeswortlaut des EStG
nicht zu den allgemeinen Gewinnermittlungsvorschriften des
Einkommenssteuerrechts. Lediglich AbzÃ¼ge, die auf der Ebene der Ermittlung der
EinkÃ¼nfte vorgenommen werde dÃ¼rften, seien innerhalb der allgemeinen
Gewinnermittlungsvorschriften des Einkommenssteuerrechts zu berÃ¼cksichtigen.
Der abschnittsÃ¼bergreifende Verlustabzug nach Â§ 10d EStG (VerlustrÃ¼cktrag,
Verlustvortrag) zÃ¤hle nicht zu den allgemeinen Gewinnermittlungsvorschriften des
Einkommensteuerrechts und sei daher bei der Feststellung des Arbeitseinkommens
nicht zu berÃ¼cksichtigen. Der Rechtsprechung des BSG (Urteil vom 16.05.2001
â�� B 5 RJ 46/00 R, BeckRS 2001, 41752), nach der bei Einkommensanrechnung auf
Hinterbliebenenrenten nur auf die Gewinne SelbstÃ¤ndiger im
Veranlagungszeitraum abzustellen und weder einen VerlustrÃ¼cktrag noch einen
Verlustvortrag zuzulassen sei, sei das LSG Baden-WÃ¼rttemberg (Urteil vom
12.10.2020 â�� L 11 KR 3394/19, BeckRS 2020, 30546) bei der Ermittlung von
EinkÃ¼nften aus Gewerbetrieb ausdrÃ¼cklich gefolgt.

* Auch nach den BeitragsgrundsÃ¤tzen Selbstzahler, die vom Spitzenverband Bund
der Krankenkassen als demokratisch legitimiertem Selbstverwaltungsorgan erlassen
worden seien, sei ein Verlustvortrag nicht anerkannt. Die
BeitragsverfahrensgrundsÃ¤tze Selbstzahler wÃ¼rden als untergesetzliche Normen
auch die Versicherten binden; es handele sich um Rechtssetzung. Nach diesen
(untergesetzlichen) Vorgaben sei fÃ¼r Einnahmen aus einem Gewerbebetrieb allein
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das Kalenderjahr maÃ�geblich. Damit sei zugleich die MÃ¶glichkeit eines
Verlustvortrags entsprechend Â§ 10d Abs. 2 EStG ausgeschlossen.

* Die beitragsrechtliche UnzulÃ¤ssigkeit des Verlustvortrags verletze auch kein
hÃ¶herrangiges Verfassungsrecht. Zwar fÃ¼hre im vorliegenden Fall die
UnzulÃ¤ssigkeit des Verlustvortrags zu einer hÃ¶heren Beitragsbelastung, daraus
ergebe sich jedoch im Ergebnis kein Verlust einer vom Eigentumsrecht nach Art. 14
GG geschÃ¼tzten Rechtsposition. Der Ausschluss des abschnittsÃ¼bergreifenden
Verlustausgleichs durch das Abstellen auf die nach den allgemeinen
Gewinnermittlungsvorschriften des EStG ermittelten positiven EinkÃ¼nfte des
letzten Kalenderjahres aus selbstÃ¤ndiger ErwerbstÃ¤tigkeit (Â§ 18b Abs. 2 Satz 1, 
Â§ 15 Abs. 1 Satz 1 SGB IV) verletze nach der Rechtsprechung des BSG (Urteil vom
16.05.2001, a.a.O.) kein Verfassungsrecht, insbesondere liege auch kein VerstoÃ�
gegen den Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG) vor.

* SchlieÃ�lich sei ein steuerrechtlicher Verlustvortrag gemÃ¤Ã� Â§ 10d Abs. 2 EStG
aus dem Jahr 2018 auch bei der Festsetzung des Pflegeversicherungsbeitrags nicht
zu berÃ¼cksichtigen. Bei freiwilligen Mitgliedern der gesetzlichen
Krankenversicherung sei gemÃ¤Ã� Â§ 57 Abs. 4 Satz 1 Elftes Buch Sozialgesetzbuch
(SGB XI) fÃ¼r die Beitragsbemessung der BeitrÃ¤ge zur sozialen Pflegeversicherung
Â§ 240 SGB V entsprechend anzuwenden. Damit wÃ¼rden die vorgenannten
GrÃ¼nde auch fÃ¼r die Festsetzung der PflegeversicherungsbeitrÃ¤ge gelten. Die
Klage habe daher insgesamt keinen Erfolg.

3.
Gegen den am 15.06.2021 zugestellten Gerichtsbescheid vom 09.06.2021 hat der
KlÃ¤ger mit Schriftsatz vom 07.07.2021 Berufung zum Bayerischen
Landessozialgericht (LSG) eingelegt und sein Begehren weiterverfolgt. Zur
BegrÃ¼ndung hat der KlÃ¤ger seinen erstinstanzlichen Vortrag im Wesentlichen
wiederholt und hinsichtlich der tragende EntscheidungsgrÃ¼nde des SG jeweils die
gegenteilige Rechtsposition vertreten. Zu den Einzelheiten des Vorbingens wird auf
den Schriftsatz vom 07.07.2021 verwiesen.

Mit Berufungserwiderung vom 26.07.2021 hat die Beklagte auf ihren
erstinstanzlichen Vortrag und die EntscheidungsgrÃ¼nde des angegriffenen
Gerichtsbescheids verwiesen.

Der in der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 20.02.2024 nicht erschienene KlÃ¤ger
beantragt schriftsÃ¤tzlich,
den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 09.06.2021 aufzuheben
und die Krankenkasse zu verpï¬�ichten, den Beitrag fÃ¼r 2019 neu festzulegen,
unter BerÃ¼cksichtigung der in 2018 realisierten Verluste des Gewerbebetriebes,
die als Verlustvortrag einkommensartenspeziï¬�sch auf die Folgejahre vorgetragen
werden mÃ¼ssen, unabhÃ¤ngig von einer Betrachtung nach Â§10d EstG.

Die Beklagte beantragt,
die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.
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Im Ã�brigen wird auf das Protokoll der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 20.02.2024
sowie die Prozessakten des LSG (L 5 KR 340/21) und des SG (S 7 KR 136/21) und die
Verwaltungsakten der Beklagten, deren wesentlicher Inhalt Gegenstand der
mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen ist, Bezug genommen.

E n t s c h e i d u n g s g r Ã¼ n d e :

Ã�ber die Berufung des in der mÃ¼ndlichen Verhandlung nicht erschienenen
KlÃ¤gers konnte der Senat durch Urteil aufgrund mÃ¼ndlicher Verhandlung (Â§ 124
Abs. 1 SGG) auch in Abwesenheit des KlÃ¤gers entscheiden, weil dieser mit
Schreiben vom 16.01.2024, dessen Erhalt er am 20.02.2024 telefonisch bestÃ¤tigt
hat (GesprÃ¤chsvermerk vom 20.02.2024), zum Termin geladen und gemÃ¤Ã� Â§
110 Abs. 1 Satz 2 SGG darauf hingewiesen worden ist, dass auch im Falle seines
Ausbleibens Beweis erhoben, verhandelt und entscheiden werden kann.

Die Berufung ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 151 SGG), aber unbegrÃ¼ndet. Der
steuerrechtliche Verlustvortrag gemÃ¤Ã� Â§ 10d Abs. 2 EStG aus dem Jahr 2018 ist
bei der Festsetzung des Krankenversicherungsbeitrags fÃ¼r das Jahr 2019
beitragsrechtlich nicht zu berÃ¼cksichtigen. Der Senat weist daher die Berufung
aus den GrÃ¼nden des angefochtenen Urteils, die er sich nach eigener
WÃ¼rdigung vollumfÃ¤nglich zu Eigen macht, zurÃ¼ck und sieht von einer
weiteren Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde ab (Â§ 153 Abs. 2 SGG).
Â 
Der Berufung bleibt damit der Erfolg versagt.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde zur Zulassung der Revision liegen nicht vor (Â§ 160 Abs. 2 Nrn. 1 und 2
SGG).

Â 

Erstellt am: 14.03.2024

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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